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Jahresrückblick 2024:  
Sind wir auf dem richtigen Kurs?
Anita Kirsten

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Jahr 
2024 neigt sich dem Ende zu, und es war 

alles andere als langweilig – obwohl die 
Wahrnehmung unter den Kolleginnen und 
Kollegen der Bereitschaftspolizei durchaus 
variieren mag. Seit März sind unsere Ein-
satzkräfte, vornehmlich der PD Ost als auch 
der BePo, rund um das Tesla-Gelände in 
Grünheide im Einsatz und ermöglichen das 
Recht auf Versammlungsfreiheit eines Wald-
camps und schützen gleichermaßen vor Ort 
und in der Nähe befindliche kritische Infra-
struktur. Und das 24/7. Ein Einsatz, der nicht 
nur personelle Ressourcen in erheblichem 
Umfang bindet, sondern auch Forderungen 
an die Politik laut werden lässt, gerade im 
Bereich der kritischen Infrastruktur nach-
haltigere Sicherungssysteme zu beschaffen 
und auch hier Verantwortung für deren Si-
cherung zu übernehmen.

Diese hohen Einsatzbelas-
tungen, die noch immer an-
dauern, gipfelten im Mai in 
den sogenannten „Aktions-
tagen“, die nicht nur viel Ein-
satz erforderten, sondern auch 
ihren Weg ins Satiremagazin 
„Extra Drei“ fanden – nicht 
wegen des herausragenden 
Einsatzes, sondern wegen der 
lächerlichen minimalen Ta-
gessätze für die Einsatzver-
pflegung. Gemeinsam mit dem 
Innenminister konnten wir 
immerhin temporäre Verbesse-
rungen erreichen, die auf dem 
richtigen Weg sind, aber noch 
lange nicht perfekt.

Am 31. Mai 2024 wurde die 
Polizei deutschlandweit von 
einem unvorstellbaren Schock 
getroffen. Nach einem bruta-
len Messerangriff erlag unser 

Kollege Rouven Lauer aus Mannheim sei-
nen schweren Verletzungen. In einer bewe-
genden Geste des Respekts und der Trauer 
versammelten sich Tausende Polizistinnen 
und Polizisten zu einem Schweigemarsch 
in Berlin sowie in vielen Städten der Bun-
desrepublik. Diese für mich sehr bewegen-
de Demonstration der Solidarität und des 
Mitgefühls zeigt nicht nur die enge Verbun-
denheit innerhalb unserer Gemeinschaft, 
sondern unterstreicht auch die begleitende 
Gefahr, der unsere Einsatzkräfte täglich aus-
gesetzt sind.

Die Fragen, die dieses tragische Ereignis 
aufwirft, sind drängender denn je: Wie sind 
unsere Kolleginnen und Kollegen eigent-
lich abgesichert? Welche Schutzmaßnah-
men – sei es in Form von adäquater Beklei-
dung, kontinuierlichem Training oder psy-
chologischer Betreuung – stehen jenen zur 

Verfügung, die bereit sind, ihr Leben für die 
Sicherheit unserer Gesellschaft zu riskieren? 
Wer schützt die Polizei? Sind es der Dienst-
herr, die Politik oder wir selbst, die hier ge-
fordert sind? Es ist an der Zeit, mit einem 
kritischen Blick auf die bestehenden Struk-
turen zu schauen und an den richtigen Stel-
len dringend nachzujustieren. Die Sicherheit 
unserer Einsatzkräfte muss an oberster Stel-
le stehen, denn sie sind die Ersten, die in den 
schwierigen Momenten für uns da sind.

Das Jahr war geprägt von verschiedenen 
großen und kleinen Einsatzlagen, wie dem 
IMK-Vorsitz und der Europameisterschaft 
im Fußball, die, wenn auch mit Spielstät-
ten außerhalb Brandenburgs, zu einer Viel-
zahl von Überstunden und einer fragwürdi-
gen Urlaubsbeschränkung führten. Zudem 
wurde ein neues Schlagwort in die Diskus-
sion eingeführt: „Märkische Grenzpolizei“. 
Die Debatte um Grenzkontrollen und die Un-
terstützung der Bundespolizei durch unse-
re Landespolizei blieben ständige Begleiter. 
Wir als GdP Brandenburg sprechen uns klar 
gegen die Schaffung einer eigenen Grenz-
polizei aus, da diese Aufgabe eindeutig der 
Bundespolizei obliegt. Dennoch erforderten 
die vielen Herausforderungen der Migrati-
onspolitik, denen unsere Kolleginnen und 
Kollegen täglich gegenüberstehen, ständi-
ge Gespräche und Diskussionsrunden. Die 
aktuelle Debatte um Grenzkontrollen greift 
im Zusammenhang mit dem Migrations-
geschehen viel zu kurz. Die tägliche Arbeits-
belastung wird noch immer auf viel zu weni-
ge Schultern verteilt. Die Zielzahl von 8.500 
Bediensteten in der Polizei, von der wir wis-
sen, dass diese Stärke zu wenig ist, liegt un-
ter den aktuellen Bedingungen noch immer 
in weiter Ferne.
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Ein Höhepunkt des Jahres war der erfolg-
reiche Tarifabschluss, der uns eine Lohner-
höhung von 10,54 % sowie eine Inflations-
ausgleichsprämie von 1.800 Euro sicherte. 
Das war ein solider Start ins neue Jahr, auch 
wenn wir an dieser Stelle erwähnen müssen, 
dass unsere Bemühungen, auch Eltern in El-
ternzeit diese Sonderzahlung zukommen zu 
lassen, beim Finanzministerium temporär 
gescheitert sind. Dennoch profitierten viele 
Kolleginnen und Kollegen von den aktuellen 
Verbesserungen. Zudem konnten wir die Po-
lizeizulage auf 200 Euro erhöhen und neue 
Zulagen erkämpfen.

Leider trübt sich die vermeintliche Er-
folgsgeschichte, da bis November 2024 
nicht klar war, ob unsere Kolleginnen und 
Kollegen im KKI, die mit sensiblen The-
men wie Kinder- und Jugendpornografie 
befasst sind, ebenfalls von dieser Zulage 
profitieren würden. Hieran arbeiten wir 
hartnäckig weiter und sind sowohl über 
den unnötigen Zeitverzug als auch über 
die unzureichende Auslegung der aktuel-
len Rechtslage enttäuscht. Wir werden zur 
Not einen gesetzlichen Anpassungsvor-
schlag erarbeiten, um hier gegebenenfalls 
nachzujustieren.

Ein weiterer politischer Paukenschlag 
fand am 24. April statt. Bei unserem par-
lamentarischen Abend wurden das Gesetz 
zum Schutz vor Verfassungsgegnern im Be-
amtentum sowie das verschärfte Diszipli-
nargesetz beschlossen. Diese Entscheidun-
gen wurden im Huckepackverfahren getrof-
fen, was bedeutete, dass die Gewerkschaften 
keine Gelegenheit hatten, mündlich Stel-
lung zu beziehen. Selbst die eindringlichen 
Bitten aller Gewerkschaften führten zu kei-
ner Umdenkbewegung in den politischen 

Gremien. Diese Erfahrung hat unser Bild 
des gemeinsamen Agierens getrübt, aber sie 
hielt uns nicht davon ab, weiterhin aktiv an 
den politischen Diskussionen teilzunehmen 
und unsere Expertise einzubringen.

Die Landtagswahlen haben die politi-
sche Landschaft neu gemischt. Die Bildung 
einer möglichen Koalition zwischen dem 
Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW) und 
der SPD lässt viele Fragen offen. Werden 
unsere Forderungen Gehör finden oder in 
den Tiefen politischer Versprechen versin-
ken? Unsere Ansprüche sind klar: Eine um-
fassende Aufstockung der technischen und 
personellen Ressourcen ist unerlässlich. 
Ohne die nötigen Investitionen in Menschen 
und Material und dringend notwendige Er-
weiterung der Eingriffsbefugnisse in der re-
alen und auch in der virtuellen Welt, bleibt 
die innere Sicherheit ein zahnloser Tiger. 
Unsere Einsätze, insbesondere im Schicht-
dienst und zu unregelmäßigen Zeiten, be-
dürfen dringend einer gesonderten Betrach-
tung. Gesundheit, Gesundheitsfürsorge so-
wie die Rahmenbedingungen, unter denen 
unsere Kolleginnen und Kollegen arbeiten, 
müssen weiterhin eng begleitet und verbes-
sert werden.

Wir erwarten von einer möglichen Koali-
tion, dass sie nicht nur die sozialen, sondern 
auch die sicherheitstechnischen Realitäten 
unseres Berufsstandes anerkennt und pro-
aktiv angeht. Wir brauchen feste Zusagen so-
wie klare und realistische Budgets für eine 
zukunftsfähige und krisensichere Branden-
burger Polizei. Ein starker Fokus auf Prä-
ventionsarbeit ist essenziell, um Kriminali-
tät gar nicht erst aufkommen zu lassen. Bil-
dung ist hierbei der Schlüssel.

Ebenso entscheidend bleibt der respekt-
volle Umgang innerhalb der Polizei auf allen 
Ebenen. Das Motto „Wir gemeinsam“ ver-

klingt schnell wie ein Echo im leeren Raum, 
wenn die Fehlerkultur lediglich als schmis-
siger Slogan dient, der in der täglichen Pra-
xis keine Rolle spielt. Nur wenn wir uns in-
tern als wahre Einheit verstehen und han-
deln, sind wir in der Lage, nach außen hin 
wirkungsvoll und glaubwürdig aufzutre-
ten. Denn wie sollen wir der Öffentlichkeit 
Sicherheit bieten, wenn wir uns selbst nicht 
respektvoll begegnen? Das sollte nicht nur 
ein Lippenbekenntnis sein, sondern eine le-
bendige Praxis, die unser tägliches Mitein-
ander prägt.

Es bleibt also noch einiges zu tun, und 
auch wenn der Weg vor uns voller Heraus-
forderungen ist, blicke ich optimistisch auf 
das, was vor uns liegt. Dieses Jahr hat ein-
drucksvoll bewiesen, dass unsere aktiven 
Mitglieder und die Kraft unserer Argumen-
te entscheidend sind, um selbst in schwie-
rigen politischen Auseinandersetzungen 
das Ziel nie aus den Augen zu verlieren. 
2025 wird ein Jahr voller Herausforderun-
gen, aber auch voller Chancen, die wir nut-
zen sollten. Es ist an der Zeit, die Segel neu 
zu setzen – und zwar auf einen klaren Zu-
kunftskurs für die innere Sicherheit in Bran-
denburg.

In Anbetracht der politischen Entwick-
lungen und der Koalitionsverhandlungen 
ergreifen wir die Initiative und erheben un-
sere Stimme deutlich. Wir nutzen jede Mög-
lichkeit, einen konstruktiven Dialog mit den 
Entscheidungsträgern zu führen und unsere 
Anliegen direkt in die politische Agenda ein-
zubringen. Wir wollen proaktiv die Rahmen-
bedingungen für eine sichere und gerechte 
Zukunft gestalten. Mit einem starken Kurs 
in Richtung einer angemessenen personel-
len und technischen Ausstattung der Polizei 
können wir die Weichen für eine  effektive 
 Sicherheitsarchitektur stellen. I
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BESOLDUNG

Nicht vergessen!
GdP

Um eventuelle Ansprüche zu sichern, 
sollten alle Besoldungs- und Versor-

gungsempfänger und -empfängerinnen 
 gegen die verfassungswidrig zu niedrige 
Besoldung und Versorgung in diesem Jahr 
noch Einspruch einlegen. Das Gleiche gilt 
für Kolleginnen und Kollegen mit drei oder 
mehr Kindern.

 
Musterwidersprüche findet ihr im Mitglie-
derbereich unserer Homepage unter Down-
loadbereich. Diese müssen ausgefüllt und 

unterzeichnet fristgerecht bei der ZBB einge-
hen. Der/die Unterzeichnende selbst ist ver-
antwortlich für den rechtzeitigen Eingang. 
(Hinweis: Eine Kopie des Widerspruchs 
für die persönlichen Akten erstellen!) 
Die ZBB ist bemüht, euch die Eingangsbestä-
tigung zeitnah zukommen zu lassen. Bitte 
habt jedoch Verständnis, wenn es aufgrund 
der zu erwartenden Fülle an Widersprüchen 
zu Verzögerungen kommen sollte. Alle Wi-
dersprüche werden durch die ZBB ruhend 
gestellt. I
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Das war unser Jahr 2024
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Danke an euch alle – #WIRSINDGDP
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BESOLDUNG

Fünfstellige Nachzahlungen für 
Beamte?
Maria Dietrich

Uns erreichten einige Anfragen bezüglich 
eines Artikels (bild.de, 19. Oktober 2024 

„Mehr Geld für alle Beamten: Laut neuem Ge-
setz bis zu 88.000 € Nachzahlung“). Bevor 
die Ersten nun die lang ersehnte Weltreise bu-
chen, haben wir uns das näher angeschaut.

Worum geht es?

Dieser Artikel bezieht sich auf das Ge-
setzgebungsverfahren zum Gesetz zur 
Sicherstellung einer amtsangemesse-
nen Bundesbesoldung und -versorgung 
(Bundesbesoldungs- und -versorgungsange-
messenheitsgesetz – BBVAngG). Mit diesem 
Gesetz soll den Anforderungen aus zwei Be-
schlüssen des Bundesverfassungsgerichtes 
vom 4. Mai 2020 Rechnung getragen werden:

2 BvL 4/18 (15 % Mindestabstand zwi-
schen der Nettoalimentation der unters-
ten Besoldungsgruppe und dem Grundsi-
cherungsniveau) und 2 BvL 6/17 (15 % Min-
destabstand zwischen Nettoalimentation ab 
dem dritten Kind zum realitätsgerecht ermit-
telten grundsicherungsrechtlichen Gesamt-
bedarf). Über beide Urteile haben wir aus-
führlich berichtet.

Bei dem „neuen Gesetz“ handelt sich tat-
sächlich erst um einen überarbeiteten Refe-
rentenentwurf. Dieser geht nach dem Beteili-
gungsverfahren ins Kabinett. Der Kabinetts-
entwurf geht dann in die parlamentarische 
Befassung im Bundestag und den entspre-
chenden Ausschüssen, bevor es dann ggf. 
noch unter Beteiligung des Bundesrates be-
schlossen wird. Was letztendlich im Gesetz 
stehen mag, ist noch nicht absehbar.

Vorgesehen ist im Referentenentwurf 
u. a. die Erhöhung des Familienzuschlags, 
Anhebung der Besoldung in den unteren 
Besoldungsgruppen durch Streichung eini-
ger Erfahrungsstufen (bspw. Wegfall Stufe 
1 und 2 für die Besoldungsgruppen A 6 und 
A 7) und die Einführung eines „alimentati-

ven Ergänzungszuschlags“ für eine reali-
tätsgerechtere Ermittlung der Bedarfe der 
Besoldungsberechtigten und der zu berück-
sichtigenden Familienmitglieder.

Interessant ist, dass der Entwurf eine 
Rückwirkung für alle Beamte bis 2021 vor-
sieht, unabhängig davon, ob Widerspruch 
eingelegt wurde oder nicht. Die GdP Bundes-
polizei/Zoll und der DGB kritisieren in ih-
ren Stellungnahmen dazu jedoch, dass der 
Gesetzentwurf keine genauen Regelungen, 
Kriterien etc. nennt, sondern lediglich auf 
eine Verordnungsermächtigung verweist. 
Das bedeutet, dass nach Verabschiedung 
des Gesetzes in einer Verordnung geregelt 
wird, wie die tatsächlichen Nachzahlungs-
modalitäten aussehen.

Auf Bundesebene wurde für die Wider-
sprüche gegen die Besoldung der Verzicht 
auf Einrede der Verjährung erklärt, sodass 
Ansprüche vor 2021 für Widerspruchsfüh-
rer auch ohne jährlichen Widerspruch gesi-
chert sind.

Und in Brandenburg?

Am 1. Dezember 2022 wurde mit dem Be-
soldungsanpassungsgesetz den o. g. Be-
schlüssen des Bundesverfassungsgerich-
tes Rechnung getragen. So wurde u. a. die 
Erfahrungsstufe 1 gestrichen und die Fami-
lienzuschläge deutlich erhöht. Das bedeu-
tet, dass unsere Kolleginnen und Kollegen 
bereits im Grunde seit zwei Jahren das er-
halten, was in diesem Gesetz verabschiedet 
werden soll, nämlich maßgeblich die erhöh-
ten Familienzuschläge.

Als GdP hatten wir im Beteiligungsver-
fahren vehement gefordert, dass auch in 
Brandenburg eine Nachzahlung geregelt 
wird. Zumindest für das Jahr 2022, in dem 
sogar laut Begründungstext des Gesetzes 
die Besoldung verfassungswidrig zu niedrig 
bemessen war. Bekanntlich hat die Landes-

regierung sich anders entschieden. Und da 
bei uns nicht auf Einrede der Verjährung ver-
zichtet wurde und die juristischen Meinun-
gen diesbezüglich unterschiedlich sind, ru-
fen wir auch in diesem Jahr auf, Widerspruch 
gegen die Besoldung bei der ZBB einzulegen.

Grundsätzlich bleibt die Kritik an der 
Umsetzung der Verfassungsgerichtsbe-
schlüsse. Durch die sehr starke Erhöhung 
der Familienzuschläge ab dem dritten Kind 
gerät die Höhe des Grundgehaltes als maß-
gebliche Bestimmung der Wertigkeit des 
Amtes, die sich in der dem Amt zugeordne-
ten Besoldungsgruppe ausdrückt, aus dem 
Blick. Auch die Streichung von Erfahrungs-
stufen in einigen Besoldungsgruppen führt 
zu einer starken Annäherung der Grundge-
hälter, die zu Problemen mit dem Abstands-
gebot führen. Ohne die Einführung weite-
rer Erfahrungsstufen und die Anhebung der 
Beamten im Dienst verwischt außerdem die 
Gewichtung von Dienstzugehörigkeit und 
Erfahrungsgewinn.

Wenn das Bundesbesoldungs- und -ver-
sorgungsangemessenheitsgesetz verab-
schiedet wird, werden wir uns natürlich 
genau ansehen, was im Detail geändert 
wird, und prüfen, inwieweit Bund und das 
Land Brandenburg in der Auslegung der Be-
schlüsse des Bundesverfassungsgerichtes 
auseinanderliegen.

Was ist nun an der Meldung 
dran?

Je nachdem, wie viel Zeit der Bund noch 
braucht, um das Gesetz zu beschließen, und 
je nachdem, was beschlossen wird, könnten 
auf einige Bundesbeamte hohe Nachzahlun-
gen zukommen. Jedenfalls auf kinderreiche 
Beamte. Und die bekommen in Branden-
burg schon seit zwei Jahren diese Zahlun-
gen. Mehr als Glaskugelleserei ist dies zum 
jetzigen Zeitpunkt jedoch nicht. I
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IN EIGENER SACHE

Mitgliederverwaltung

Geschäftsstelle

Liebe GdP-Mitglieder, das Jahr neigt sich dem Ende und manchmal ändern 
sich auch Anschriften oder Kontoverbindungen. Also, seid ihr umgezogen 

und habt eine neue Anschrift oder steht ein Kontowechsel an? Dann vergesst bit-
te nicht, dies der GdP-Landesgeschäftsstelle mitzuteilen, damit künftig unsere 
Zeitschrift „Deutsche Polizei“ sowie auch andere Post zugesendet werden kann.

Auch andere Veränderungen wie
–  Elternzeit
–  Teilzeitarbeit
–  Pensionierung/Renteneintritt
–  Wechsel der Dienststelle
–  Neue Bankverbindung
–  Beförderung/Höhergruppierung
können an die GdP-Landesgeschäftsstelle
Gewerkschaft der Polizei, Landesbezirk Brandenburg
Großbeerenstraße 185, 14482 Potsdam
Fax: (0331) 7473299
Mail: gdp-brandenburg@gdp.de
gemeldet werden.

Eure GdP-Landesgeschäftsstelle

KREISGRUPPE PD OST

Nachruf
Uwe Menning von der Verkehrspolizei der PD Ost verstorben

Wie bei anderen Todesfällen aus unse-
ren Reihen in den zurückliegenden 

Jahren traf mich die Nachricht vom Tod 
unseres Kollegen Uwe Menning sehr. Na-
türlich war sie für mich völlig unerwartet. 
Das kann sicherlich damit zusammenhän-
gen, dass Uwe und ich nie gemeinsam un-
seren Dienst in einer Organisationseinheit 
verrichteten. 

Trotzdem kannte ich Uwe und seine Stel-
lung innerhalb der Verkehrspolizei der PD 
Ost. Sogar seine Telefonnummer kannte ich 
und das hat schon etwas zu heißen. Bei ge-
meinsamen Verkehrseinsätzen in der Ver-
gangenheit haben wir uns regelmäßig aus-

getauscht und abgestimmt. Und was soll ich 
sagen? Das hat immer hervorragend funk-
tioniert.

Auch ein bisschen Privates spielte bei 
meinen kurzen Gesprächen mit dem „Mann 
hinter dem Schreibtisch“ immer eine Rolle. 
Von daher wusste ich schon, dass Uwe das 
eine oder andere gesundheitliche Problem 
hatte. Ich wusste auch und ehrlich gesagt ist 
unser Gespräch gefühlt erst eine Woche her, 
dass er bald in Pension gehen wird. Aufge-
zogen habe ich ihn damit.

Nun ist Uwe, unser Kollege und langjäh-
riges GdP-Mitglied, viel zu früh, plötzlich 
und unerwartet mit 60 Jahren verstorben. 

Er hinterlässt seinen Sohn, denn Anfang 
des Jahres verstarb bereits seine Ehefrau 
und sein Vater einige Monate zuvor. Dem-
entsprechend begleitete ihn bis zu seinem 
Todestag die eigene Trauer. 

Aber auch in unseren Reihen hinterlässt 
er eine entsprechende Lücke, selbstver-
ständlich insbesondere für diejenigen, wel-
che tagtäglich mit ihm zusammengearbeitet 
haben. Aber auch darüber hinaus, wie die-
se Zeilen zeigen.

Die GdP-Kreisgruppe PD Ost wird sein 
Andenken in Ehren halten.

Sebastian Thon, DGL der PI Barnim
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